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Gesetzentwurf 

der Bundesregierung 


Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Bundessozialhilfegesetzes, 
des Bundesversorgungsgesetzes und des Lastenausgleichsgesetzes 


A. Zielsetzung 

Die bundesweit uneinheitliche Verwaltungspraxis bei der Anrech- 
nung der Krankenkassenleistung bei Pflegebedürftigkeit nach § 57 
SGB V auf gleichartige Leistungen der Sozialhilfe, der Kriegsopfer- 
fürsorge und des Lastenausgleichs belastet den Rechtsfrieden. Zur 
Gewährleistung eines einheitlichen Verwaltungshandelns ist 
gesetzgeberisches Handeln geboten. 


B. Lösung 

Es wird gesetzlich festgelegt, daß die Geldleistung nach § 57 
SGB V in den genannten Rechtsbereichen bis zum 31. Dezember 
1994 mit 200 DM anzurechnen ist. 


C. Alternativen 

Die Herbeiführung einer einheitlichen Rechtspraxis auf dem Ver- 
waltungsweg hat sich als undurchführbar erwiesen. 


D. Kosten 

Im Bereich der Sozialhilfe und der Kriegsopferfürsorge ist — über 
das Bundesgebiet insgesamt gesehen — nicht mit Mehrkosten zu 
rechnen. Beim Lastenausgleich belaufen sich die jährlichen Mehr- 
kosten auf insgesamt 15 Mio. DM, davon 10 Mio. DM zu Lasten des 
Bundeshaushaltes imd 5 Mio. DM zu Lasten der Länderhaus- 
halte. 
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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 11. März 1992 

021 (312) — 240 00 — Bu 43/92 


An den Präsidenten 

des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen Entwurf eines 
Gesetzes zur Änderung des Bundessozialhilfegesetzes, des Bundesversorgungs- 
gesetzes und des Lastenausgleichsgesetzes mit Begründung (Anlage 1) und 
Vorblatt. 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bimdesminister für Familie imd Senioren. 

Der Bundesrat hat in seiner 639. Sitzung am 14. Februar 1992 gemäß Artikel 76 
Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem Gesetzentwurf, wie aus Anlage 2 
ersichtlich, Stellimg zu nehmen. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des Bundesrates ist in 
der als Anlage 3 beigefügten Gegenäußerimg dargelegt. 


Kohl 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Bundessozialhilfegesetzes, 
des Bundesversorgungsgesetzes und des Lastenausgleichsgesetzes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Bundessozialhilfegesetz 

In § 69 Abs. 3 Satz 4 des Bundessozialhilfegesetzes 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 10. Januar 
1991 (BGBl. I S. 94, 808), das durch Artikel 26 des 
Gesetzes vom 25. Juli 1991 (BGBl. I S. 1606) geändert 
worden ist, werden nach den Worten „70 vom Hun- 
dert" die Worte „, die Geldleistung nach §57 des 
Fünften Buches Sozialgesetzbuch bis zum 31. Dezem- 
ber 1994 mit 200 Deutsche Mark" eingefügt. 


Artikel 2 

Bundesversorgungsgesetz 

In § 26 c Abs. 5 Satz 4 des Bundesversorgungsgeset- 
zes in der Fassung der Bekanntmachung vom 22. Ja- 
nuar 1982 (BGBl. I S. 21), das zuletzt durch Artikel 25 
des Gesetzes vom 25. Juli 1991 (BGBl. I S. 1606) 
geändert worden ist, werden nach den Worten 
„70 vom Hundert" die Worte „ , die Geldleistung nach 


§ 57 des Fünften Buches Sozialgesetzbuch bis zum 
31. Dezember 1994 mit 200 Deutsche Mark" einge- 
fügt. 

Artikel 3 

Lastenausgleichsgesetz 

In § 267 Abs. 1 letzter Satz des Lastenausgleichsge- 
setzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 
1. Oktober 1969 (BGBl. I S. 1909), das zuletzt durch 
Artikel 14 des Gesetzes vom 17. Dezember 1990 
(BGBl. I S. 2809) geändert worden ist, wird der Punkt 
durch ein Semikolon ersetzt und folgender Halbsatz 
angefügt: 

„wenn ein Anspruch auf eine Geldleistung nach § 57 
des Fünften Buches Sozialgesetzbuch besteht, ist der 
Erhöhungsbetrag jedoch bis zum 31. Dezember 1994 
zu gewähren und um 200 Deutsche Mark zu kür- 
zen. " 

Artikel 4 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am ersten Tage des auf die 
Verkündung folgenden Kalendermonats in Kraft. 
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Begründung 


Seit dem 1. Januar 1991 kann die Krankenkasse 
gemäß § 57 des Fünften Buches Sozialgesetzbuch 
(SGB V) einem Schwerpflegebedürftigen auf Antrag 
an Stelle der häuslichen Pflegehilfe einen Geldbetrag 
von monatlich 400 DM zahlen, wenn der Schwerpfle- 
gebedürftige die Pflege anderweitig in geeigneter 
Weise und in ausreichendem Umfang sicherstellen 
kann. Von dieser anderweitigen Sicherstellung der 
Pflege macht nach den bisherigen Erfahrungen die 
ganz überwiegende Zahl der Schwerpflegebedürfti- 
gen Gebrauch. 

Gestützt auf das Gesetz gebungsverfahren zum 
Gesundheits-Reformgesetz ist hierzu die Auffassung 
vertreten worden, daß die Geldleistung nach § 57 
SGB V ihrer Zweckbestimmung nach im wesentlichen 
den Geldleistungen entspreche, die bisher in Fällen 
häuslicher Pflege nach dem Bundessozialhilfegesetz 
{§ 69 Abs. 3) und entsprechend dem Bundesversor- 
gungsgesetz (§ 26c Abs. 5) gewährt wurden. Dies 
hätte zur Folge, daß die Geldleistung der Krankenver- 
sicherung als gleichartige Leistung auf ein nach 
BSHG oder BVG gewährtes Pflegegeld anzurechnen 
wäre. 

Dem sind die für die Ausführung des BSHG und des 
BVG zuständigen Sozialleistungsträger überwiegend 
nicht gefolgt. Es hat sich vielmehr eine weitgehend 
uneinheitliche Anrechnungspraxis entwickelt: 

Teilweise wird die Gleichartigkeit der Leistungen und 
damit die volle Anrechenbarkeit bejaht und das Pfle- 
gegeld der Sozialhilfe bzw. der Kriegs opferfür sorge 
um die Geldleistung der Krankenkasse gekürzt, 
andere Leistungsträger verneinen die Gleichartigkeit 
der Leistungen insgesamt und gewähren beide Lei- 
stungen uneingeschränkt nebeneinander. Der wohl 
größere Teil der Sozialhilfe- und Kriegsopferfürsor- 
geträger folgt Empfehlungen des Deutschen Vereins 
für öffentliche und private Fürsorge, der Kommunalen 
Spitzenverbände sowie der Arbeitsgemeinschaft der 
Deutschen Hauptfürsorgestellen und rechnet die 
Geldleistung zur Häifte auf das Pflegegeld an. 

Diese Ungleichheit bei der Gesetzesausführung ist 
den Betroffenen nicht zu vermitteln, wird von ihnen zu 
Recht als unerträglich angesehen und belastet den 
Rechtsfrieden. Eine gerichtliche Klärung ist kurzfri- 
stig nicht zu erwarten; bisher vorliegende Entschei- 
dungen lassen im Gegenteil auch hier zunächst eine 
nicht einheitliche Rechtsprechung erwarten. Bei die- 
ser Sachlage besteht gesetzgeberischer Handlungs- 
bedarf. 


Die Bundesregierung schließt sich mit dem vorliegen- 
den Gesetzentwurf unter Zurückst ellimg grundsätzli- 
cher Erwägungen der überwiegenden Praxis an und 
schlägt vor, für eine Übergangszeit die Krankenversi- 
cherungsleistung nur mit 200 DM anzurechnen und 
sie im übrigen den Pflegebedürftigen aus dem 
Anwendungsbereich des Bundessozialhilfegesetzes 
und der Kriegsopferfürsorge zu belassen. Mit der 
zeitlichen Befristung bis zum 31. Dezember 1994 wird 
dem Umstand Rechnung getragen, daß eine gesetzli- 
che Neuregelung zur Absicherung des Pflegekosten- 
risikos beabsichtigt ist. Dabei wird das Verhältnis 
zwischen den neu zu schaffenden Leistungen bei 
Pflegebedürftigkeit und den Leistungen der Sozial- 
hilfe und der Kriegsopferfürsorge so zu bestimmen 
sein, daß die neu zu schaffenden Leistungen entspre- 
chend dem Grundsatz des Nachrangs voll auf Sozial- 
hilfe und Kriegsopferfürsorge anzurechnen sind. 

Artikel 3 übernimmt die für die Sozialhilfe und die 
Kriegsopferfürsorge vorgeschlagene Anrechnungsre- 
gelung für die Berechnung des Einkommenshöchst- 
betrages bei der Unterhaltshilfe nach dem Lastenaus- 
gleichsgesetz. 


Kosten 

Da bereits jetzt der größere Teil der Sozialhilfe- und 
Kriegsopferfürsorgeträger die Geldleistung nach § 57 
SGB V nur zur Hälfte anrechnet, entstehen insoweit 
keine Mehrkosten. Mehrkosten in nicht quantifizier- 
barer Höhe entstehen dagegen solchen Trägem, die 
bisher die Krankenkassenleistung voll oder mit mehr 
als der Hälfte angerechnet haben; umgekehrt erge- 
ben sich Einsparungen bei den Trägem, die bisher 
keine oder nur eine geringere Anrechnung als 
50 V. H. vorgenommen haben. Insgesamt dürften sich 
diese Mehr- und Minderaufwendungen ausglei- 
chen. 

Die kostenmäßigen Auswirkungen im Bereich des 
Lastenausgleichs belaufen sich auf bis zu 15 Mio. DM 
jährlich, davon 10 Mio. DM zu Lasten des Bundes- 
haushalts und 5 Mio. DM zu Lasten der Länderhaus- 
halte. 

Bei dieser Sachlage sind Auswirkungen auf Einzel- 
preise und das Preisniveau, insbesondere auf das 
Verbraucherpreisniveau, nicht zu erwarten. 
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Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 


Der Bundesrat hat in seiner 639. Sitzung am 14. Fe- 
bruar 1992 gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgeset- 
zes beschlossen, zu dem Gesetzentwurf wie folgt 
Stellung zu nehmen: 


1. Zum Gesetzentwurf allgemein 

Der Bimdesrat nimmt den vorgelegten Gesetzent- 
wurf der Bimdesregierung zum Anlaß, die Bundes- 
regierung ausdrücklich auf das Prinzip des Nach- 
rangs der Sozialhilfeleistungen im Sozialbereich 
hinzuweisen. Dieses Nachrangprinzip der Sozial- 
hilfe ist geboten, weil die Sozialhilfe im System der 
sozialen Sicherung die letzte Stufe darsteUt und nur 
eingreifen soll, wenn der Hilfesuchende durch das 
„Sieb" der anderen vorrangigen Sicherungen 
gefallen ist. Zwar hat der Bundesgesetzgeber bei 
der Ausgestaltung des Nachrangs gegenüber Mit- 
teln des Hilfesuchenden einen Gestaltungsrah- 
men. Er kann den Nachrang näjier ausgestalten, 
modifizieren und unter sozialen Gesichtspunkten 
auch teilweise zurücktreten lassen, sofern dabei 
die äußeren Grenzen des Begriffs „Öffentliche 
Fürsorge" im Siime des Artikels 74 Nr. 7 des 
Grundgesetzes gewahrt bleiben. Der Bundesge- 
setzgeber hat hiervon aber vor allem zu Lasten der 
örtlichen Träger der Sozialhilfe schon so häufig 
Gebrauch gemacht, daß die kreisfreien Städte und 
Landkreise durch die Belastung mit Sozialhilfelei- 
stungen an die Grenzen ihrer Leistungsfähigkeit 
gelangt sind. 

Die durch das Gesundheits-Reformgesetz (SGB V) 
erfolgten Leistungseinschränkungen der Kranken- 
kassen für die Versicherten haben die Sozialhilfe- 
träger zusätzlich belastet. 

Den Trägern der Sozialhilfe ist seinerzeit im Rah- 
men der Beratungen des Gesundheits-Reformge- 
setzes entgegengehalten worden, daß den zusätz- 
lichen Belastungen Einsparungen beim Pflegegeld 
durch die Einführung von Leistungen der Kranken- 
kassen bei Schwerpflegebedürftigkeit (§§ 53 bis 57 
SGB V) entgegenstehen würden. Die von den 
Krankenkassen vom 1. Januar 1991 an zu erbrin- 
gende Geldleistung nach § 57 SGB V in Höhe von 
400 DM darf aber nach dem vorliegenden Gesetz- 
entwurf nur zur Hälfte auf das Pflegegeld nach § 69 
Abs. 3 Satz 1 BSHG angerechnet werden, d. h. die 
örtlichen Träger der Sozialhilfe würden erneut 
belastet, weil eine vorrangige Sozialleistung nur 
noch teilweise auf die Sozialhilfe angerechnet 
werden darf. Das ist im Hinblick auf die ange- 
spannte Finanzlage der kommunalen Gebietskör- 
perschaften sehr problematisch. 


2. Zu Artikel 1 

In Artikel 1 sind nach den Worten „des Fünften 
Buches Sozial gesetzbuch" folgende Worte einzu- 
fügen: 

„sowie die Pauschalbeihilfe nach § 6 Abs. 1 Nr. 7 
Satz 3 der Beihilf evor schritten des Bundes oder 
vergleichbaren Landesregelimgen" . 

Begründung 

Die Beihilfe erbringt dem § 57 SGB V vergleich- 
bare Leistungen. Es treten die gleichen Schwierig- 
keiten auf wie bei der Krankenkassenleistung. 
Eine Änderung der Artikel 2 und 3 ist nicht erfor- 
derlich, weil die Beihilfe gegenüber den dort 
genannten Leistungen nachrangig ist. 

Ziel des Gesetzes zur Änderung des Bundessozial- 
hilf egesetzes, des Bundesversorgungsgesetzes und 
des Lastenausgleichsgesetzes ist es, eine einheitli- 
che Verwaltungspraxis bei der Anrechnung der 
Krankenkassenleistung bei Pflegebedürftigkeit 
nach § 57 SGB V auf gleichartige Leistungen der 
Sozialhilfe, der Kriegsopferfürsorge und des 
Lastenausgleichs sicherzustellen. 

Nach § 6 Abs. 1 Nr. 7 Satz 3 BhV besteht bei einer 
ständigen häuslichen Pflege durch nahe Angehö- 
rige Anspruch auf eine Pauschalbeihilfe in Höhe 
von 400 DM monatlich, die der Krankenkassenlei- 
stung nach § 57 SGB V vergleichbar ist. Die Sozi- 
alhüfeträger verfahren bei der Anrechmmg der 
Pauschalbeihilfe auf ein nach BSHG gewährtes 
Pflegegeld ebenso uneinheitlich wie bei der Lei- 
stung nach § 57 SGB V. Es besteht deshalb bei der 
Pauschalbeihilfe ebenfalls Handlungsbedarf. Dem 
dient der Vorschlag auf Einbeziehung der Pau- 
schalbeihilfe in Artikel 1 des Gesetzentwurfs. 


3. Zu Artikel 1 bis 3 

In den Artikeln 1 bis 3 sind jeweils die Worte „bis 
zum 31. Dezember 1994" zu streichen. 

Begründung 

Eine Pflegeversicherung muß vor Ende 1994 in 
Kraft treten. Ein entsprechender Gesetzentwurf 
liegt dem Bundesrat seit dem Sommer 1991 vor 
(vgl. Drucksache 534/91). 


4. Zu Artikel 3 (§ 267 Abs. 1 LAG) 

In Artikel 3 sind in dem an § 267 Abs. 1 letzter Satz 
des Lastenausgleichsgesetzes angefügten Halb- 
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Satz die Worte „200 Deutsche Mark" durch die 
Worte „den 200 Deutsche Mark übersteigenden 
Betrag" zu ersetzen. 

Begründung 

Die vorgesehene verminderte Anrechnung der 
Geldleistung nach § 57 SGB V auf das Pflegegeld 
nach dem BSHG bzw. dem BVG wirkt sich im 
Bereich der Sozialhilfe und der Kriegsopferfür- 
sorge günstig aus (lediglich 200 DM Anrechnung). 
Bei der Unterhaltshilfe nach dem LAG wirkt sie sich 
jedoch nicht aus. Nach bisheriger Rechtslage ver- 
bleiben hier bei voller Anrechnung der 400 DM 
Geldleistung 50 DM Sockelbetrag der Pflegezu- 
lage +75 DM Freibetrag wegen Pflegebedürftig- 
keit bei den anrechenbaren Einkünften = zusam- 
men 125 DM. Bei halber Anrechnung der Geldlei- 
stung (200 DM) ergeben sich 50 DM Sockelbetrag 
der Pflegezulage +45 DM (245 DM minus 200 DM) 
verbleibender Erhöhungsbetrag nach § 267 Abs. 1 
letzter Satz LAG +30 DM (75 DM minus 45 DM) 
nunmehr verminderter Freibetrag nach § 267 
Abs. 2 Nr. 2 c LAG bei den anrechenbaren Ein- 
künften = ebenfalls 125 DM. 

Die vorgeschlagene Änderung führt auch für die 
Unterhaltshilfeempfänger nach dem LAG zu der 
vom Gesetzgeber beabsichtigten verminderten 
Anrechnung der 400 DM Geldleistung, da dann 
neben den 50 DM Sockelbetrag der Pflegezulage 
unter Wegfall des Pflegefreibetrages 200 DM Erhö- 
hungsbetrag nach § 267 Abs. 1 letzter Satz LAG 
verbleiben. Dies entspricht den Zielendes Gesund- 
heits-Reformgesetzes. 


5. Zur Überschrift und zu Artikel 3 a — neu — 

Nach Artikel 3 ist folgender Artikel 3 a einzufü- 
gen: 


»Artikel 3 a 

Gesetz über die Festlegung 
eines vorläufigen Wohnortes für Aussiedler 
imd Übersiedler 

In § 7 Satz 2 des Gesetzes über die Festlegung 
eines vorläufigen Wohnortes für Aussiedler und 
Übersiedler vom 6. Juli 1989 (BGBl. I S. 1378) wird 
das Wort „drei" durch das Wort „sechs" ersetzt.' 

Als Folge ist die Überschrift des Gesetzentwurfs 
wie folgt zu fassen: 

„Entvmrf eines Gesetzes zur Änderung des Bun- 
dessozialhilfegesetzes, des Bundesversorgungsge- 
setzes, des Lastenausgleichsgesetzes und des 
Gesetzes über die Festlegung eines vorläufigen 
Wohnortes für Aussiedler und Übersiedler". 

Begründung 

Die Mehrheit der Länder hat von der in § 4 des 
Gesetzes über die Festlegung eines vorläufigen 
Wohnortes für Aussiedler und Übersiedler vom 
6. Juli 1989 (BGBl. I S. 1378) enthaltenen Ermäch- 
tigungsnorm Gebrauch gemacht, die es den Län- 
dern ermöglicht, die Aufnahme und vorläufige 
Unterbringung von Aussiedlern auf die Gemein- 
den zu delegieren. Das Bundesgesetz läuft als 
Zeitgesetz am 15. Juli 1992 aus. Um eine nahtlose 
Aufnahme und Unterbringung von Aussiedlern in 
den Gemeinden für einen überschaubaren Zeit- 
raum auch in den nächsten Jahren weiterhin recht- 
zeitig sicherzustellen, ist die Verlängerung des 
Bundesgesetzes auf dem vorgeschlagenen Wege 
unumgänglich. Der Zeitpunkt des Außerkrafttre- 
tens des Gesetzes wird um drei Jahre verschoben. 
Die für das Bundesgesetz maßgeblichen Unterbrin- 
gungsschwierigkeiten der Länder haben sich seit 
der Verkündung des Gesetzes am 14. Juli 1989 
nicht geändert. 
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Anlage 3 


Gegenäußerung der Bundesregierung 


Zu Nummer 1 

Die Bundesregierung stimmt der Betonung des Nach- 
rangprinzips in der Sozialhilfe grundsätzlich zu. Sie 
hat daher in der Begründung des vorliegenden 
Gesetzentwurfs ausgeführt, daß bei der beabsichtig- 
ten gesetzlichen Neuregelung zur Absicherung des 
Pflegekostenrisikos in vollem Umfang zum Nachrang- 
prinzip zurückgekehrt wird. 


Zu Nummer 2 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 


Zu Nummer 3 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

Mit der im Gesetzentwurf vorgesehenen Befristung 
bis zum 31. Dezember 1994 wird dem Umstand Rech- 
nung getragen, daß eine gesetzliche Neuregelung zur 
Absicherung des Pflegekostenrisikos beabsichtigt ist. 
Eine präjudizielle Wirkimg auf den Zeitpunkt des 


Inkrafttretens einer derartigen Neuregelung hat der 
vorliegende Gesetzentwurf nicht. 


Zu Nummer 4 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 


Zu Nummer 5 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 

Soweit die Bundesregierung der Stellungnahme des 
Bundesrates zustimmt, entstehen keine Mehrkosten. 
Beim Vorschlag zu 2. dürften sich Mehr- und Minder- 
aufwendungen ausgleichen, beim Vorschlag zu 4. 
handelt es sich um eine Klarstellung des Gewollten 
und beim Vorschlag zu 5. um die Verlängerung einer 
Länderermächtigung zur praxisgerechten Festlegung 
eines vorläufigen Wohnortes für Aussiedler und Über- 
siedler. Auswirkungen auf Einzelpreise und das Preis- 
niveau, insbesondere auf das Verbraucherpreis- 
niveau, sind daher nicht zu erwarten. 
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